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Hintergründe:

(Kommentare des BN Schweinfurt in rot)

Die „Bayerische Staatszeitung“ 

http://www.bayerische-staatszeitung.de/staatszeitung/kommunales/detailansicht-kommunales/artikel/nationalpark-steigerwald-ist-gescheitert.html
titelt „Regierung von Oberfranken hebt Verordnung über den geschützten Landschaftsbestandteil "Der Hohe Buchene Wald im Ebracher Forst auf“. Sie behauptet darin, dass
·  „Der Nationalpark Steigerwald ist gescheitert.“ Das hat mit einem angedachten Nationalpark Steigerwald erst mal gar nichts zu tun!
· „… der frühere Bamberger Landrat Günther Denzler CSU) das Territorium als Schutzgebiet ausgewiesen“ hat. Es war der Bamberger Kreistag, der mit überwiegender Mehrheit dem Landrat einen Auftrag zur Prüfung und Schaffung der Voraussetzungen für ein Weltnaturerbe  erteilt hat

·  „Das ist aber kein Landschaftsbestandteil im Sinne des Bayerischen Naturschutzgesetzes und die Verordnung des Landratsamts ist damit nicht von der Ermächtigungsgrundlage des Paragraph 29 Bundesnaturschutzgesetzes gedeckt". Das ist falsch. Zum Zeitpunkt der Ausweisung war es Gesetzeslage.  Siehe dazu auch die Bemerkungen der Abendzeitung München.
· „Bis jetzt gab es zum einen keine formale Anweisung der zuständigen Umweltministerin an die Bezirksregierung…“ Siehe dazu auch die Bemerkungen der Abendzeitung München. Es geht offensichtlich auch ohne  formelle Anweisung.
· „… zum anderen fehlt die Zustimmung des in solchen Belangen anzuhörenden Naturschutzbeirats.“ Skandalös, wie mit gesetzlichen Vorgaben umgegangen wird.
· „… in der Anhörung nur zehn Organisationen für die Aufhebung der Verordnung aussprachen, aber 42 diese ablehnten…“  Siegte hier politischer Wille gegen Sachverstand?
Abendzeitung München 

http://www.abendzeitung-muenchen.de/inhalt.ab-1-september-steigerwald-umstrittenes-naturschutzgebiet-wird-aufgeloest.07e5c447-ef69-4126-bb67-9e37d7b804d6.html
weist  darauf hin, dass
· „Inzwischen hat der Landtag mit seiner CSU-Mehrheit das Naturschutzgesetz geändert: Für Naturschutzgebiete mit mehr als zehn Hektar sind nun die Bezirksregierungen und nicht die Landkreise verantwortlich.“
· „… Also schaltete sich nach Angaben des Sprechers das Umweltministerium ein und entschied gegen das Schutzgebiet…“
